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Planfeststellungsverfahren (sog. 3. Bauabschnitt Wehofen-Nord) nach § 35 Abs. 2 KrWG 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
namens und im Auftrag des BUND-Landesverbandes NRW und in Abstimmung mit dem 
Landesbüro der Naturschutzverbände gebe ich nachfolgende Stellungnahme ab: 
 
Die Errichtung einer neuen Deponie auf dem Gelände der Altdeponie Wehofen-Nord von 
Thyssen-Krupp Steel (TKSE) wird abgelehnt. 
 
 
Begründung: 

 
I. Grundsätzliches zum Antragsteller 
 
I.1 zu Ordner I, Fach 01 – Anschreiben zum Antrag auf Planfeststellung 

 
Seit Antragstellung am 29.06.2012 haben entscheidende Veränderungen innerhalb des 
Vorstandes von TKSE stattgefunden, wobei die Entbindung des Vorstandsvorsitzenden 
Edwin Eichler von seinen Aufgaben mit sofortiger Wirkung  nicht auf eine in einem DAX-
Unternehmen gewöhnliche Form infolge von Erreichen der Altersgrenze oder Ablauf 
eines Arbeitsvertrages geschah. Die Auseinandersetzung über die Informationsstränge 
innerhalb des TKS-Konzerns offenbarten, dass die Unternehmensführung offensichtlich 
bei wesentlichen Entscheidungen vorsätzlich falsch informiert wurde. Inzwischen werden 
Entscheidungen der mittleren Führungsebene mit großer Mühe durch den neuen 
Vorstand rückgängig gemacht. 
 
Da es sich bei dem Antrag auf Errichtung einer Deponie um einen Vorgang handelt, der 
weitreichende Folgen von mehr als 30 Jahren entfaltet, ist es erforderlich, dass der 
Antrag vom aktuellen Vorsitzenden des Vorstandes von Thyssen-Krupp 
gegengezeichnet wird, da der Vorstandsvorsitzende von TKSE, der in der Fußzeile des 



Antragschreibens vom 29.06.2012 ausgewiesen ist, inzwischen  aus dem Vorstand 
entfernt wurde.  
 
Derzeit wird insbesondere die Stahlproduktion, die besonders defizitär ist, einer 
kritischen Analyse unterzogen und den geänderten marktwirtschaftlichen Verhältnissen 
angepasst. Diesem Antrag liegen alte Planwerte zugrunde, die bereits zum jetzigen 
Zeitpunkt keine oder nur noch eine begrenzte Gültigkeit haben und zum 
Genehmigungszeitpunkt bereits Makulatur sind. Die in dem Antrag aufgeführten 
Produktionsstandorte stimmen in ihrer Gesamtheit und in der jeweiligen 
Produktionsgröße nicht mehr mit den Antragsunterlagen überein. Aktuelle 
Verlautbarungen des Mutterkonzerns ThyssenKrupp machen deutlich, dass es zu 
Produktionseinstellungen an verschiedenen Standorten und zu 
Produktionsverkleinerungen an anderen Standorten sowie zu Veräußerungen von 
Teilfirmen von TKSE kommt; dies bedeutet, dass auch ein veränderter 
Produktionsrahmen und Produktionsumfang zu einer signifikanten Änderung des 
Abfallanfalls führt. 
 
Die Antragsunterlagen sind demzufolge der neuen Struktur von TKSE anzupassen, es ist 
darzustellen, wie sich der Abfallanfall durch die Veränderung der Produktions- und 
Eigentümerstruktur ändert. Die in den Antragsunterlagen dargestellte Planrechtfertigung 
aufgrund der Produktionsverhältnisse stimmt nicht mehr. Der Vorhabenträger hat die 
Unterlagen auf den sachlich begründbaren Status zu aktualisieren und anzupassen. 
 
Die vorgelegten Unterlagen sind daher unvollständig im Hinblick auf die sachliche 
Herleitung und Begründung der Planrechtfertigung des Deponieantrages, soweit sich 
dieser auf die Produktionsverhältnisse an den verschiedenen Standorten von TKSE 
bezieht. 
 

 

II. Planrechtfertigung 
 
II.1 zu Ordner I, Fach 06 – Planrechtfertigung 

 
II.1.1 Vorbemerkung 

In dem linken Teil der Kopfzeile wird sachlich falsch ausgeführt: „06.Begründung der 
Notwendigkeit der Deponieerweiterung“. Mit diesem sachlich falschen Ausdruck versucht 
der Vorhabenträger einen Sachverhalt abzubilden, der nicht den Tatsachen entspricht. 
Die alte Deponie an dem Standort Wehofen ist beendet. Die Genehmigungssituation für 
die alte Deponie ist eindeutig. Diese Deponie hat ihr Genehmigungsende erreicht.  
 
Bei dem vorgelegten Antrag handelt es sich um den Planfeststellungsantrag zur 
Errichtung einer neuen Deponie. Dies wird auf einem alten, abgeschlossenen 
Deponiestandort beantragt. Zu der technischen Realisierbarkeit einer solchen 
Maßnahme wird weiter unten eingegangen. An dieser Stelle der Stellungnahme ist aber 
festzuhalten, dass es sich um einen völlig neuen Antrag nach Kreislaufwirtschaftsgesetz 
handelt, der abfallrechtlich absolut nichts mit der alten Genehmigung zu tun hat. 
 
Es handelt sich abfallrechtlich an keiner Stelle um eine Erweiterung einer bestehenden 
Deponie bzw. einer bestehenden abfallrechtlichen Deponiegenehmigung. Die alte 
Deponie mit allen Genehmigungen ist erloschen und entfaltet keinerlei Bindungswirkung 
auf den Antrag der Neugenehmigung einer sachlich unabhängigen neuen Deponie. 
 



Aus keiner juristischen Festlegung für die Altdeponie (sog. 1. und 2 Bauabschnitt) ist ein 
Anspruch des ehemaligen Deponiebetreibers abzuleiten, eine neue Deponie auf dem 
alten Deponiekörper zu errichten.  
 
Das gleiche gilt für den zweiten Abschnitt der Kopfzeile: „Deponie Wehofen-Nord 
Erweiterung um einen 3. Bauabschnitt“. Beide Kopfzeilen sind daher vom Antragsteller in 
die juristisch korrekte Form eines Antrages auf Planfeststellung zur Errichtung einer 
neuen Deponie zu ändern. Es ist untragbar, mit Antragsunterlagen zu arbeiten, bei 
denen schon die Kopfzeilen der Antragsunterlagen einen Zustand suggerieren, der 
abfallrechtlich unzutreffend ist. 
 

 
 

II.1.2 zu 6.1 Planrechtfertigung – Notwendigkeit der Ablagerung von Abfällen 

 Abfallvermeidung und Abfallverwertung 
 
In der Darstellung (Blatt 4 ff) wird für die verschiedenen Produktionsstandorte weder 
qualitativ durch abfallschlüsselscharfe Beschreibungen der produktionsgemäß 
anfallenden Abfälle noch quantitativ ein Abfallmengenstrom für jeden 
Produktionsstandort vorgelegt. 
 
Es ist an keiner Stelle des Antrages die Erforderlichkeit der Errichtung einer 
Deponie auch nur im Entferntesten nachgewiesen worden! 
 
TKSE wäre ohne große Schwierigkeiten in der Lage gewesen, für jeden 
Produktionsstandort und für jedes Produktionsverfahren quantitativ vorzulegen, welche 
verschiedene Abfallschlüssel, aufgegliedert nach Abfallschlüsselnummer, anfallen und 
wie sich dieses in den jeweiligen quantitativen Mengen verhält. 
 
Die verbalargumentative Beschreibung des Anfalls von Abfällen ohne Nennung von 
Abfallschlüsseln und die je nach Abfallschlüssel anfallende jährliche Menge ist sachlich 
in der fachlichen Beschreibung unterhalb der Beschreibung des Abfallanfalls einer 
Kleinbäckerei. 
 
Da die Sachverhalte TKSE qualitativ und quantitativ eindeutig bekannt sind, weil 
die Abfallarten und Abfallmengen im eigenen Produktionsmanagementsystem 
digital geführt werden, ist das Verhalten des Vorhabenträgers als grob 
täuschendes Manöver anzusehen. Dies Verhalten zeugt nicht von einer im Gesetz 
geforderten Zuverlässigkeit des Antragstellers! 

 
 

II.2 zu 6.1.3 Kapazität der Deponie Wehofen-Nord 
  

Auf Blatt 9 und 10 wird wiederum rechtswidrig suggeriert, dass es sich um die 
Fortsetzung eines in der Ablagerung befindlichen Deponiebetriebes handelt. Dies ist 
jedoch sachlich falsch. Wie schon oben dargestellt, handelt es sich um den 
Planfeststellungsantrag zur Errichtung einer neuen Deponie, die vom Vorhabenträger 
gewählte Darstellung ist sachlich nicht richtig, auch wenn zum wiederholten Mal versucht 
wird, eine technische Abfolge zu konstruieren. 

 
Es besteht kein Rechtsanspruch auf die Erteilung der Planfeststellung dieser neuen 
Deponie. Der wiederholte Versuch des Vorhabenträgers, einen sachlich nicht 



zutreffenden Sachverhalt darzustellen, ist aus der subjektiven Sicht des Antragstellers 
zwar verständlich, dies gibt jedoch den juristischen Zustand der alten Deponie und den 
Status und rechtlichen Umfang des vorliegenden Antrages nicht korrekt wieder.  

 
 

 Standortalternativen 
 
III.1 zu 6.3 Alternativenprüfung 
 

Die Alternativenprüfung erfüllt in der dargestellten Form nicht den erforderlichen 
Detaillierungsgrad. Wenn der Vorhabenträger verbalargumentativ auf die Daten des 
LANUV NRW hinweist, dann sollten diese Daten zumindest korrekt im jeweils 
möglichen Detaillierungsgrad dargestellt und ausgewertet werden.  
 
Die Daten des LANUV NRW sind im Folgenden detailliert dargestellt:  
 
In der Tabelle I ist die historische Ablagerung der Abfallmengen auf den 
unterschiedlichen DK I-Deponien für die letzten 10 Jahre nachgewiesen.  



 
  



 
Tabelle II weist aus, dass es in den letzten Jahren eine Beendigung der 
Abfallablagerung für die folgenden Deponien gegeben hat.  
 

 
  



In Tabelle III sind die aktuell verbliebenen DK I- Deponien und die auf ihnen 
abgelagerten Mengen dargestellt.  
 
Es ist unschwer zu erkennen, dass es durch das Ausscheiden der in den letzten 
Jahren abgeschlossenen DK-I-Deponien einen Bedarf für neuen DK-I-Deponieraum 
gibt.  
 

 
 
Der Antragsteller hat jedoch nicht berücksichtigt, was es an Deponieplanung bzw. an 
Deponien gibt, die sich in der Genehmigungsphase befinden und die potentiell für die 
Bedarfsdeckung des Vorhabenträgers zur Verfügung stehen. Die auf dem Blatt 19 
abgefragten DK-I- Deponien entsprechen nicht dem realiter in Zukunft vorhandenem 
Deponieraum.  

 
Die auf den Seiten 19 ff dargestellten Abfragen entsprechen auch nicht den 
tatsächlich durch das Unternehmen durchgeführten Marktanalysen bzw. 
Kontaktaufnahmen. In der Darstellung werden desweiteren auch nicht positive 
Reaktionen von Deponiebetreibern aufgeführt, ebenso wenig wie die Konkretisierung 
von möglichen Vertragsabschlüssen von TKSE einschließlich stattgefundener 
Preisabfragen. 

 
Die auf Seite 19 ff dargestellten Alternativenprüfung entsprechen nicht der 
tatsächlich durch TKSE durchgeführten konkreten Gespräche, ebenso wenig werden 
die Ergebnisse solcher Kontaktaufnahmen wiedergegeben. 

 
Dieses Verhalten entspricht nicht dem eines verlässlichen Antragstellers. Ein 
weiteres Befinden über den vorliegenden Antrag verbietet sich daher für die 
Planfeststellungsbehörde, solange der Antragsteller nicht wahrheitsgemäß alle 
Aktivitäten zur Alternativenprüfung transparent dokumentiert. 

 
 



 Abfallartenkatalog  
 
IV.1    Grundsätzliches zu Anlage 6.03 Blatt 1:  
 

 In die Tabelle der Anlage 6.03 sind zusätzliche Spalten einzuarbeiten, die 
nachweisen, in welchen Produktionsanlagen von TKSE diese Abfallschlüssel 
anfallen und wie hoch der jährliche mittlere Abfallanfall für diesen 
Abfallschlüssel beträgt. 

 
IV.2 Zu Ordner 1, Fach 10 - Liste der Abfälle und Abfallbeschreibungen 
 Liste der Abfälle Blatt 1 von 8 
 
 Die detaillierte Darstellung der Abfallschlüssel und deren nähere Erläuterung ist nicht 

hinreichend erläutert für die Begründung des vorliegenden Antrages. Es macht keinen 
Sinn, eine Abfallbeschreibung (Blatt 3 bis 8) vorzunehmen, ohne für die einzelne 
Abfälle nachzuweisen, in welchem Produktionsverfahren bzw. welchem Anlagenanteil 
der jeweilige Abfall innerhalb der verschiedenen Produktionsstandorte bzw. -Verfahren 
von TKSE entsteht. Bei einigen aufgelisteten Abfallarten bestehen erhebliche Zweifel 
daran, dass sie in einem von Thyssen Produktionsverfahren von TKSE entstehen. 

 
 Der Antragsteller versucht zu begründen, warum er eine betriebseigene Deponie zur 

Aufrechterhaltung seiner Produktionsverfahren benötigt. Ausschlaggebend für eine 
solche Begründung wäre jedoch auch der produktionsstandortspezifische und 
produktionsverfahrensspezifische Nachweis für jeden Abfallschlüssel. Dies unterbleibt 
jedoch in der Spezifikation des Faches 10 von Ordner 1. Die Erläuterung der Abfälle 
erfolgt auf einem Niveau eines Antragstellers zur Errichtung einer Deponie der DK I, 
die öffentlich zugänglich ist.  

 
Wenn der Antragsteller den Beweis führen will, dass er aus 
produktionstechnischen Gründen und zur Aufrechterhaltung der Produktions- 
und Entsorgungssicherheit seiner Anlagen eine firmeneigene Deponie benötigt, 
dann muss auch folgerichtig der firmeneigene Nachweis anlagenscharf und 
produktionsanlagenscharf erbracht werden. 

 
 In der vorliegenden Form des Antrages hat der Antragsteller somit weder eine 

allgemeine Planrechtfertigung zur Errichtung einer Deponie für Abfälle der 
Deponieklasse I erbracht noch im Entferntesten den Nachweis für die 
Planrechtfertigung einer betriebseigenen Deponie. 

 
 Die Nachweise bzw. Prüfberichte für die verschiedenen Abfälle, die auf den folgenden 

Seiten als Anlage 10.2 – Analysen vom 29.06.2012 vorgelegt werden, sind  nicht im 
mindesten geeignet, auch nur irgendeine Form von Beleg darzustellen, wenn nicht für 
jedes Analysenblatt der Betriebsstandort, das Betriebsverfahren und der individuelle 
Zustand des jeweiligen Verfahrensablauf dokumentiert ist. Die dargestellten 
Abfallanalysen haben keinerlei Aussagekraft, wenn sie nicht spezifisch zugeordnet 
werden können. Die vorgelegten Analysen stellen hingegen eine Beliebigkeit dar, die 
von jedermann ausgefüllt worden sein könnte, ohne dass eine Verifikationsmöglichkeit 
hinsichtlich des jeweiligen Verfahrensschrittes innerhalb der Produktionsanlagen von 
TKSE nachvollzogen werden kann. 

 
 Die folgende Tabelle stellt eine Auswertung aus „Deponiestatusbericht Nordrhein-

Westfalen, (Herausgeber Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und 



Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen und Landesumweltamt Nordrhein-
Westfalen), Stand Oktober 2005“ dar und zeigt, dass in NRW nicht genügend 
Deponieraum der DK II vorhanden ist.  

 
Ohne genügend Deponieraum der DK II kann der Vorhabenträger jedoch seine 
bisherige Produktion nicht aufrecht halten. 

 

  
 
 
 Der Antrag von TKSE betreffend einer DK I-Deponie für den Standort Wehofen ist 

daher unglaubwürdig. Die Bezirksregierung als Genehmigungsbehörde ist verpflichtet, 
im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens den vorgetragenen Sachverhalt zu 
überprüfen. Die Versicherung des Vorhabenträgers, „nur“ eine DK-I-Deponie errichten 
zu wollen, ist im vorliegenden Fall nicht ausreichend.  

 
Die Genehmigungsbehörde hat von Amts wegen den objektiven Abfallanfall in den 
Produktionsanlagen zu ermitteln und eine objektive Entsorgungssicherheit durch die 
Genehmigung herzustellen. 

 
 Die abfallrechtlich agierende Planfeststellungsbehörde Bezirksregierung Düsseldorf hat 

bei ihrer Antragsüberprüfung alle immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsbescheide der Oberen Immissionsschutzbehörde der Bezirksregierung 
Düsseldorf hinsichtlich der genehmigten anfallenden produktionsspezifischen Abfälle 
und deren Entsorgungssicherheit zu berücksichtigen. 

 
Die bisherige Deponie ist eindeutig als DK-II-Deponie geführt, betrieben und von der 
Bezirksregierung eingestuft worden. 

  



Originalübersicht aus o.a. Deponiestatusbericht: 
 

 
 
 
 
  

Im Zusammenhang mit der Auswertung der vorliegenden Veröffentlichungen wurde 
vom Herausgeber die Frage geprüft, ob es sich bei der stillgelegten Deponie um eine 
Sonderabfalldeponie handelt. 
 
Die folgenden Originaltabellen Tabelle 16 und 17 aus der o.a. Dokumentation weisen 
aus, dass die Werksdeponie Wehofen-Nord zu den besonders mengenrelevanten 
Entsorgern in den Jahren 2002 bis 2004 gehört hat und so auch vom 
Umweltministerium eingestuft wurde. 
 
Es wurden nicht nur werkseigene Abfälle deponiert, sondern darüber hinaus in 
relevantem Umfang auch von externen Abfallerzeugern aus europäischen 
Mitgliedsstaaten Abfälle angenommen. 
 
Die Werksdeponie Wehofen-Nord war zu keinem Zeitpunkt eine Werksdeponie und ist 
vom Betreiber auch nicht so geführt worden. 



 
 

 
V. Umweltverträglichkeitsstudie  
 
Das Kapitel 1.4 – Standortalternativen ist defizitär. Zum Einen wird die im Text herangezogene 
Datengrundlage im Literaturnachweis nicht ordentlich referenziert, zum Anderen sind nicht alle 
real vorhandenen Standortalternativen aufgeführt. Es wird bei allen Standortalternativen davon 
ausgegangen, dass eine Erreichbarkeit nur auf der Straße möglich ist, und somit ein Vergleich 
von Emissionsauswirkungen bezogen auf die Anlieferung per LKW vorgenommen wird. Diese 
Darstellung entspricht aber nicht den realen Gegebenheiten der Standortalternativen. Es gibt 
nachweislich auch Standorte mit Wasserstraßenanschluss-Belieferung.  
 



Bei der Beurteilung der Umweltverträglichkeit sind auch die unterschiedlichen Deponiekonzepte, 
die im Einzugsbereich der UVS untersucht wurden, heranzuziehen. 
 
Es ist daher von eminenter Bedeutung, das gesamte Deponiekonzept der jeweiligen Alternativen 
quantitativ zu vergleichen.  
 
Bei den Entsorgungsalternativen muss am Ende ein integrativer Abgleich über die 
verschiedenen Alternativen erfolgen.  
 
Dies ist in der vorliegenden UVS unterblieben.  
 
In den Vergleich muss unbedingt der unterschiedliche natürlich anstehende geologische 
Untergrund berücksichtigt werden. Es gibt Standortalternativen für DK I Deponien im engen 
Betrachtungsraum der UVS, die um mehrere Zehnerpotenzen sicherer gegenüber dem 
Untergrund d.h. dem Grundwasser sind als dies am vorgelegten Standort Wehofen der Fall ist. 
 
Die geologische Sicherheit aufgrund der natürlich vorhandenen Barrieren (ohne zusätzliche 
Baumaßnahmen) ist von erheblichem Unterschied zwischen den zu betrachtenden 
Standortalternativen  
 
Dies wird in der vorliegenden UVS nicht berücksichtigt. Die UVS ist deshalb unvollständig und 
kommt aufgrund des Fehlens von nachweislich geologisch besser geeigneten Standorten im 
Untersuchungsraum zu falschen Ergebnissen. 
 
 

VI. Oberflächenabdichtung 
 
zu Ordner 5 – Genehmigungsplanung Oberflächenabdichtung 
zu Seite 32: 4.3.2 - geotechnische Barriere  - Ebene und Böschung 
 
Es wird realistischerweise darauf hingewiesen, dass ein Vergleich der Ergebnisse der 
Baugrunduntersuchung mit den gesetzlichen Anforderungen ergibt, „dass eine geologische 
Barriere nicht mehr vorhanden ist und somit eine geotechnische Barriere erstellt werden muss“. 
Entgegen dieser richtigen Feststellung erfolgt auf den folgenden Seiten (S. 32 ff) keinerlei 
technisch exakte Darstellung, wie die geotechnische Barriere praktisch aufgebaut und 
sichergestellt wird, dass diese geotechnisch hergestellte Baumaßnahme sowohl kurz- als auch 
langfristig die Eigenschaften einer natürlichen geologischen Barriere einhält. Auf den folgenden 
Seiten ist an keiner Stelle technisch einwandfrei beschrieben, aufgrund welcher technischen 
Merkmale und aufgrund welcher technischen Überwachungsmöglichkeiten bzw. 
Sicherstellungen eine geologische funktionsfähige Barriere aufgebaut werden kann. 
Desweiteren ist kein Nachweis erbracht, der den Fortbestand bzw. die Dauerhaftigkeit dieser 
geologischen Barriere belegt bzw. sicherstellt. 
 
Solange der Vorhabenträger nicht belegen kann, dass die technisch errichtete geologische 
Barriere mit der technischen Errichtung auch wirklich einen Abschirmungsgrad erreicht, der 
überprüfbar ist und dessen Integrität über die Dauer der zu errichtenden neuen Deponie 
überprüfbar bleibt, bzw solange der Betreiber nicht deutlich macht, dass identifizierbare 
Schäden in der geotechnischen Abdichtung zu 100 % repariert werden können, ist der Ansatz, 
eine Neudeponie auf einem so unsicherem Untergrund wie einer Altdeponie zu errichten, nicht 
genehmigungsfähig. 
 
Die vorgelegten Antragsunterlagen belegen an keiner Stelle die technische Machbarkeit des 



Vorhabens, belegen an keiner Stelle, wie Fehlbildungen und Störfälle in der technischen 
Barriere identifiziert werden können, geschweige denn, wie identifizierte Schäden sicher und 
allumfänglich repariert werden können. 
 
 

VII. Antrag auf Erlaubnis zur Einleitung von Abwasser in die Emscher 
 
Der Vorhabenträger beabsichtigt die Entsorgung von Abfällen, die wasserlöslich und hochgradig 
gefährlich für die Umwelt sind; insbesondere die Substanzen, die aus Klärprozessen und aus 
Metallverarbeitungsprozessen stammen, sind hier explizit zu nennen. Selbst wenn tatsächlich 
lediglich Abfälle aus den eigenen Produktionsprozessen auf der neuen Deponie abgelagert 
werden sollen, entstehen dort Substanzen, die  mit Schwermetallen belastet sind und in 
Verbindung mit Wasser ausgewaschen werden. 
 
 
 
Für das Einleiten von Abwässern in ein öffentliches Gewässer, zu denen auch das Sickerwasser 
von Deponiekörpern gehört, gilt die Direkteinleiterverordnung. Die vorgelegten Unterlagen 
enthalten lediglich eine Tabelle mit 7 Abwasseruntersuchungen, wobei jegliche Beschreibung 
zur Probennahme fehlt. Offenbar leitet der Vorhabenträger daraus ab, dass eine Überschreitung 
von Grenzwerten bei der neuen Deponie nicht eintritt.  
 
An keiner Stelle der vorgelegten Antragsunterlagen wird dargestellt, wie die zukünftig in die 
Emscher eingeleiteten Abwässer untersucht werden sollen. Die vom Vorhabenträger präferierte 
Antragslyrik liegt unterhalb des Aufwandes, den ein mittelständischer Betrieb betreiben müsste, 
um eine Direkteinleitergenehmigung zu erhalten und ist in der vorgelegten Form nicht 
genehmigungsfähig. 
An keiner Stelle der vorgelegten Antragsunterlagen ist dargestellt, wie hoch die Belastung des 
Wassers nach der betriebseigenen Aufbereitung ist. Die Berechnungen für die 
Speicherkapazitäten in den beiden Speicherbehältern ist unzulänglich, weil lediglich ein 5-
Jahresereignis zugrunde gelegt wird. Weitaus weniger aufwändige technische Bauten müssen 
ein Jahrhundertereignis bezüglich Regen abbilden. Es fehlt zudem worst-case-Berechnungen 
hinsichtlich möglicher chemischer Reaktionen der abgelagerten Abfälle. 
 
Deponieentwässerung und Emscher-Masterplan 
 
Die gesamte Maßnahme muss im Zusammenhang mit dem Masterplan-Emscher der 
Emschergenossenschaft betrachtet werden. Nach Mitteilung der Emscher-Genossenschaft ist 
geplant, die Emscher in dem Teilbereich nach Emscher-Klärwerk bis hin zum Averbruch 
vollständig auszukoffern und den Aushub auf der Deponie zu lagern. Wenn man bedenkt, dass 
das Emscherklärwerk erst 1976 in Betrieb gegangen ist und bis dahin überhaupt keine Klärung 
vorgenommen wurde, kann sich jeder Laie vorstellen, wie giftig der Aushub der Emscher ist!  
 
Das Emscher-Klärwerk liegt stromaufwärts zur Deponie, d.h., selbst dann, wenn eine Klärung 
erfolgt ist, wird nach Einleitung durch die Deponiewässer eine Verunreinigung erfolgen. Davon 
ist nicht nur der Stadtteil Averbruch betroffen, sondern auch der Stadtteil Eppinghoven, wo 
weiterhin geplant ist, die Emscher in einem Mündungsdelta zu verzweigen und in den Rhein 
fließen zu lassen. 
 
 

VIII. Querung der Leitstraße mit den Abwasserleitungen vom Ablagerungsbereich 
sog. „3. Bauabschnitt“ zur Sickerwasserbehandlungsanlage auf den neuen 



Betriebshof 
 
Der Vorhabenträger führt in seinen Antragsunterlagen aus, dass der neue Betriebshof auf der 
Fläche südlich der Leitstraße, östlich der Brinkstraße geplant ist. Dafür sei es erforderlich, mit 
den Leitungen für das Sickerwasser die Leitstraße zu queren. Der Vorhabenträger beantragt, die 
Bezirksregierung Düsseldorf möge die Stadt Dinslaken verpflichten, die dargestellte Querung 
der Leitstraße zu dulden. Als Begründung wird angeführt, dass bei alternativen Standorten des 
Betriebshofes ein erheblicher Mehraufwand durch zusätzliche technische und/oder 
organisatorische Maßnahmen bei der Annahmekontrolle und Abwicklung des Deponiebetriebes 
entstehen würde. Weiter wird ausgeführt, dass der Stadt Dinslaken kein Nachteil entstehen 
werde, weil TKSE für die gesamten Kosten der Baumaßnahme inklusive einer ggf erforderlichen 
Einrichtung einer Umleitungsstrecke und der nachfolgenden Reparatur der Straße tragen werde. 
 
Die Ausführungen des Vorhabenträgers hinsichtlich des organisatorischen und 
technischen Mehraufwandes bzw. des Verlustes von Deponieraum beim Bau des 
Betriebshofes an geeigneter anderer Stelle auf dem Betriebsgelände der neuen Deponie 
sind irrelevant.  
 
Die Stadt Dinslaken hat bei allen Entscheidungen das Wohl der Bürger zu berücksichtigen.  
 
Der Standort für den neu geplanten Betriebshof ist durch die Stadt Dinslaken als 
Ausgleichsfläche ausgewiesen. Die entsprechende Baulast für die Fläche ist eingetragen und 
müsste durch Beschluss der kommunalen Entscheidungsträger aufgehoben werden. Die Fläche 
ist in jüngster Zeit bepflanzt worden und dient als Sichtschutz für die Bürger. Den 
Antragsunterlagen ist nicht zu entnehmen, dass die Aufhebung der Baulast beantragt wurde 
bzw. welche Entscheidung durch die Stadt Dinslaken getroffen wurde.  
 
Die Naturschutzverbände waren damit einverstanden, dass diese Fläche als 
Ausgleichsfläche herangezogen wird und sind nicht damit einverstanden, dass nunmehr 
abgeholzt wird, um ein weiteres technisches Bauwerk zu schaffen. 
 
Zudem soll der neue Betriebshof direkt neben der Brinkstraße an der neu errichteten 
Ausfädelungsspur der A 59 errichtet werden. Es werden an keiner Stelle vom Vorhabenträger 
Berechnungen vorgelegt, wie sich die Verkehrsströme entwickeln, wenn die geplanten 200 LKW 
täglich dort warten, um für den Einlass auf die Deponie abgefertigt werden. Eine zügige 
Abfertigung könnte lediglich dann vorgenommen werden, wenn die Eingangskontrollen nicht wie 
beantragt vorgenommen werden, sondern lediglich in stark „vereinfachter“ Form. 
 
Aus den vorgelegten Antragsunterlagen lässt sich folgende Abfolge konstruieren: 
 
Die LKW fahren zur Einlasskontrolle auf den neuen Betriebshof, die Ladung wird überprüft, dann 
verlassen sie das Deponiegelände, queren die Leitstraße und fahren auf das eigentliche 
Betriebsgelände (jetzige Bodenbörse), um den Abfall dort zu lagern. Dann fahren sie wiederum 
über die Leitstr. zur Waschanlage, die sich bei dem Betriebshof befindet, werden gereinigt und 
verlassen dann endgültig das Gelände. Bei diesen Abläufen wird die Stadt Dinslaken nicht nur 
während des Baus der Leitungen geschädigt, sondern auch während des gesamten 
Deponiebetriebes bis zur endgültigen Oberflächenabdichtung. De facto stellt die Leitstraße 
damit eine innerbetriebliche Deponiestraße dar und dürfte langfristig für den öffentlichen Verkehr 
als Verbindungsstraße nach Walsum nicht mehr zugänglich sein. 
 
Der Vorhabenträger stellt ausschließlich wirtschaftliche Aspekte für die Lage des neuen 
Betriebshofes dar. Eine solche Betrachtung ist jedoch erst dann von Bedeutung, wenn die 



Genehmigungsbehörde bei Ausüben ihres pflichtgemäßen Ermessens keine Nachteile für 
sonstige Verfahrensbeteiligte feststellen kann. Im vorliegenden Fall sind die wirtschaftlichen 
Vorteile von TKSE für die Bewohner des Averbruchs und die sonstigen Träger öffentlicher 
Belange jedoch von erheblichem Nachteil. 
 
Stellung der Brinkstrasse in den Antragsunterlagen 
 
Die Brinkstrasse hat je nach Gutachter eine unterschiedliche Bedeutung – mal ist sie 
mitverantwortlich für die ohnehin vorhandene Hintergrundbelastung, mal stellt sie eine Barriere 
für die Emissionen aus der Deponie dar. 
 
Die Brinkstraße war bis vor wenigen Jahren eine Landstrasse (L3), die lediglich umbenannt 
wurde (einhergehend mit dem Zuständigkeitswechsel von Land zum Bund) und nun mit der 
neuen Ausfahrt Hiesfeld der A 59 als Zubringer für die Autobahn gilt. Sie ist die 
Verbindungsstrasse zwischen der Ausfahrt Dinslaken-Hiesfeld der A 59 und der Ausfahrt 
Dinslaken-Süd der A3 und hat keinerlei Anbindung an die B8.  
 
Tatsächlich wurde die Brinkstrasse auch nicht ausgebaut, sondern in dem alten Zustand als 
Landstrasse belassen, erst seit etwa einem halben Jahr (zeitgleich mit der Einreichung der 
Antragsunterlagen von TKSE) wurde eine Ausfädelungsspur von der A 59 in Betrieb genommen, 
an deren Ende das Gelände für den Betriebshof liegt und Instandhaltungsmaßnahmen (und 
geringfügige Verbesserungen) an der Ausfahrt Dinslaken-Süd vorgenommen. 
 
Tatsächlich ist für die Brinkstrasse lediglich morgens und abends durch die Pendler Richtung 
Duisburg/Düsseldorf ein erhöhtes Verkehrsaufkommen festzustellen, ansonsten wird die 
Brinkstrasse nicht so frequentiert, wie dies für eine Bundesstraße (und der „richtigen“ B 8) 
üblicherweise der Fall ist. Die Brinkstrasse  hat keinen Anschluss an die B8, wie dies ohne 
Kenntnis der Situation vor Ort angenommen werden könnte. Auch hier gilt, dass der 
Vorhabenträger bemüht ist, einen Sachverhalt darzustellen, der tatsächlich so nicht vorliegt. 
 
Die mit den Antragsunterlagen ausgereichten Gutachten, die die Brinkstraße als Barriere 
zwischen Averbruch und neuem Deponiekörper darstellen, gehen von falschen 
Voraussetzungen aus und werden daher beanstandet. 
 
 

IX. Größe des Deponiekörpers 3. Bauabschnitt  
 
Die Grundfläche beträgt nach Angaben des Vorhabenträgers ca. 28 ha und soll eine 
Gesamtkapazität von 6.000.000 Kubikmetern haben. Zum Vergleich: die Cheopspyramide hat 
aktuell eine Grundfläche von 226 Metern und eine Höhe von 137 Metern und damit ein Volumen 
von 2.333.470 Kubikmetern!  
 
Dieser vom Gutachter des Vorhabenträgers als „Landschaftskörper“ bezeichnete Deponiekörper 
beeinträchtigt Flora und Fauna in hohem Maße, passt nicht in das Landschaftsbild des 
Niederrheins und stellt eine Gefährdung der Gesundheit der im Averbruch lebenden Menschen 
(die ersten Gebäude liegen in rd. 150 Metern Entfernung) dar. 
 
  



 

X. Staubemissionen 
 
Irrelevanzschwelle und Umweltzone Dinslaken 
 
Die vom Gutachter des Vorhabenträgers zugrunde gelegten Messwerte sind nicht repräsentativ, 
weil nicht der Mindestzeitraum von einem Jahr betrachtet wurde. Die nach TA Luft 
vorgesehenen gesetzlichen Ausnahmeregelungen liegen im vorliegenden Fall nicht vor. Die 
Immissionen sind im Winter besonders hoch, dies wurde jedoch nicht berücksichtigt. Es wurde 
ein zu niedriger Messwertepool zu einer aussagekräftigen Ermittlung der Emissionsbeiträge der 
näheren Umgebung gewählt.  
 
Wegen der hohen Hintergrundbelastung – im Wesentlichen durch die vorhandene Industrie im 
Westen , festgestellt durch die Bezirksregierung Düsseldorf, AZ.: 53.01.12 LRP Dinslaken, liegt 
die Irrelevanzschwelle von 3 % bei hohen absoluten Werten. Es wird beantragt, dass die Akten 
des Verfahrens 53.01.12 LRP Dinslaken diesem Verfahren beigezogen werden. 
 
Die Hochrechnungen der Gutachter kommen zu dem Ergebnis, dass die Schadstoffbelastung 
durch die neue Deponie bei 2,2 % liegt. Dies führt zu dem aberwitzigen Ergebnis, dass auf der 
einen Seite der Brinkstrasse eine Umweltzone Averbruch gilt, bei der Fahrzeuge mit roten und 
gelben Plaketten nicht mehr fahren dürfen und auf der anderen Seite der Brinkstraße eine 
Deponie errichtet wird, die eine weit höhere Belastung durch Feinstaub produziert, als dies 
sämtliche PKW in Dinslaken jemals könnten.  
 
Die Berechnung des Gutachters ist aus dem Jahr 2007; es liegen durch die Messungen des 
LANUV bereits aktuellere Zahlen vor. Desweiteren wird vom Gutachter unterstellt, dass der 
Wind aus Südwest kommt, tatsächlich kommt aber der Wind auch aus Ost/Südost und erzeugt 
Abwehungen in den Averbruch, so dass die Belastung dort erhöht ist. Die zusätzliche 
Luftverschmutzung mit krebserzeugenden Inhaltsstoffen wie Cadmium, Arsen und Blei der 
Bewohner der nahegelegenen Wohnbebauung ist inakzeptabel. 
 
Die für die Verringerung der Staubimmission während der Bau- und Ablagerungsphase 
vorgeschlagenen Maßnahmen sind zudem ungenügend, weil sie lediglich während der 
Arbeitszeiten vorgenommen werden sollen, tatsächlich müssten sie bei entsprechender 
Wetterlage auch darüber hinaus noch stattfinden. 
 
 

XI. Geräuschemissionen 
 
Der Gutachter stellt fest, dass „die höchsten Geräuschimmissionen an der im Wesentlichen 
westlich der Deponie liegenden Wohnbebauung … ab etwa 2022 zu erwarten (ist), wenn der 
gesamte Deponiebetrieb auf dem 3. Bauabschnitt abgewickelt wird. Dann werden bis zu 32.000 
LKW jährlich den 3. Bauabschnitt anfahren.“ 
 
Dies würde bei Zugrundelegung von jährlich 220 Arbeitstagen eine arbeitstägliche Belastung 
von rd. 146 LKW bedeuten. Tatsächlich geht der Vorhabenträger selbst (und mit ihm andere 
Gutachter) von einer täglichen Belastung von mindestens 200 LKW aus (ansonsten könnte das 
beantragte Mengengerüst bezüglich des Abfallanfalls nicht eingehalten werden); dies bedeutet 
einschließlich der Leerfahrten eine arbeitstägliche Belastung von 400 LKW-Fahrten.  
 
Das Gutachten wird insgesamt als inplausibel abgelehnt, weil die Grundannahmen nicht mit den 
Antragsunterlagen übereinstimmen. 



 
 

XII. Geruchsemissionen 
 
Dem Gutachten liegt die vom Deutschen Wetterdienst erstellte Zeitreihe der meteorologischen 
Parameter Windrichtung, Windgeschwindigkeit und Ausbreitungsklasse aus dem Jahre 2001 für 
die Station Walsum zugrunde. Diese Zeitreihe ist veraltet und bereits von den Auswertungen 
des LANUV für Dinslaken aus dem Jahre 2009 überholt. Die Auswertungen des LANUV werden 
zum Gegenstand dieses Sachvortrages gemacht. 
 
Des weiteren wurde bei den Berechnungen des Gutachters nicht berücksichtigt, dass neben den 
Produktionsabfällen des Konzern TKSE auch noch weitere Abfallarten deponiert werden sollen, 
die durchaus geruchsrelevant sind. 
 
Das Gutachten insgesamt wird als völlig unzureichend beanstandet. 
 
 

XIII: Landschaftspflegerischer Begleitplan 
Vögel: 
Der Gutachter kommt in seiner Bestandsaufnahme zu dem Ergebnis, dass insgesamt 46 
Vogelarten nachgewiesen werden können (u.a. auch stark gefährdet: Uhu, und „der sowohl 
landes- als auch bundesweit vom Aussterben bedrohte“ Steinschmätzer). Darüber hinaus 
wurden weitere schützenswerte Brutvögel im Bereich der Bahntrasse und des Deponiegeländes 
festgestellt. In der abschließenden Beurteilung stellt er allerdings lediglich noch 36 Vogelarten 
dar. 
 
Amphibien: 
Darüber hinaus wurden diverse, u.a. auch gefährdete Amphibienarten festgestellt, u.a. „die 
Pionierart Kreuzkröte“, die insbesondere im Bereich der jetzigen Bodenbörse in den dort 
vorhandenen Flachwasserbereichen laicht. Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, dass die 
Bodenbörse in ihrem jetzigen Zustand der Kreuzkröte sämtliche Funktionsräume bietet, die für 
ein Überleben erforderlich sind. 
 
Reptilien: 
Insbesondere der Bereich des 1. Bauabschnittes ist von besonderer Bedeutung für Reptilien, 
wobei die Böschungen des 1. BA eine sehr bedeutsame lokale Population der streng 
geschützten Mauereidechse aufweist. 
 
Fledermäuse: 
Der Gutachter konnte 5 Fledermausarten sicher nachweisen und anhand von Auswertungen des 
LANUV das Vorkomnmen weiterer 7 Arten nicht ausschließen.  
 
In seiner zusammenfassenden Darstellung der Fauna kommt der Gutachter zu dem Ergebnis, 
dass der Gesamtbestand des Untersuchungsgebietes als reichhaltig bezeichnet werden kann, 
wobei insbesondere der Bereich der jetzigen Bodenbörse und die sie umgebenden Gehölze 
hervorzuheben sind. 
 
Baubedingte Beeinträchtigungen sind hinsichtlich des Bodens, des Klimas und der Lufthygiene, 
des Biotop- und Artenschutz, Pflanzen und Tiere zu erwarten. 
 
Anlagebedingte Beeinträchtigungen von hoher Intensität sind hinsichtlich des Bodens  
(Versiegelung des Bodens im zukünftigen Betriebshof und der damit einhergehende Verlust 



natürlicher Bodenfunktion) zu erwarten, sowie hinsichtlich Klima und Lufthygiene. Desweiteren 
sind Beeinträchtigungen für Biotop und Artenschutz, Pflanzen und Tiere mittlerer bis hoher 
Intensität (Verlust mittel bis hochwertiger Biotope) zu erwarten. Dies gilt auch für die Fauna im 
Untersuchungsgebiet, für die eine erhebliche Beeinträchtigung festgestellt wird durch die 
Inanspruchnahme der Lebensräume planungsrelevanter Arten wie Mauereidechse, Kreuzkröte 
Steinschmätzer, Heidelerche, Uhu und Fledermäuse. 
 
Betriebsbedingte Beeinträchtigungen sind nach Ansicht des Gutachters nicht zu erwarten, 
allerdings legt er seinen Betrachtungen zu Klima und Lufthygiene das Staubgutachten zugrunde. 
 
Die vom Gutachter empfohlenen Kompensationsmaßnahmen sind insbesondere für die vom 
Aussterben bedrohten Tierarten unzureichend, weil sie erst nach Beendigung der 
Ablagerungsphase in 30 Jahren erfolgen sollen. 
 
 

XIV. Betrachtung der neuen Deponie hinsichtlich der Trasse der ehemaligen 
Werksbahn im Kontext der Regionalplanung  
 
Es ist aus den ausgereichten Unterlagen nicht ersichtlich, dass tatsächlich eine Entwidmung der 
Strecke vorgenommen wurde. In jedem Fall spricht dagegen, dass die zeichnerische Darstellung 
des Regionalplanes nicht geändert wurde. 
 
In der zeichnerischen Darstellung des Regionalplanes müsste bei tatsächlicher Entwidmung der 
Werksbahntrasse nach Auffassung der Naturschutzverbände die gesamte Bahntrasse im 
Regionalplan gestrichen werden.  
 
Dies ist jedoch nicht der Fall. Offenbar wird die Trasse der ehemaligen Werksbahn für die 
Alternativplanungen der Betuwe-Linie weiterhin in Betracht gezogen. Die Ausfädelung der Züge 
soll ab Dinslaken stattfinden und dann zur Entlastung des Knotenpunktes Oberhausen über 
diese Werksbahntrasse weitergeführt werden. 
 
 

XV. Höhe der Sicherheitsleistungen 
 
Der Vorhabenträger legt ein Gutachten vor, aus dem errechnet wurde, dass eine 
Sicherheitsleistung in Höhe von 18,8 Mio Euro als ausreichend erachtet wurde. Davon sollen auf 
die ordnungsgemäße Oberflächenabdichtung 14,2 Mio Euro entfallen und für die 30jährige 
Nachsorgephase 4,6 Mio Euro. Dieser Betrag ist in keiner Weise für die neue Deponie 
ausreichend, weil bei den Berechnungen nicht berücksichtigt wurde, dass geotechnische 
Barrieren nicht vorliegen und eine erhebliche Gefährdung der Umwelt von der geplanten 
Neudeponie ausgeht. 
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